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Chronique générale

Economie

Politique économique

Concurrence

Das Parlament hiess die Teilrevision des Binnenmarktgesetzes gut. Der Nationalrat
befasste sich als erster damit. Nachdem alle Bundesratsparteien ihre Unterstützung für
die Vorlage bekannt gegeben hatten, scheiterte ein Nichteintretensantrag Zisyadis (pda,
VD), der sie als Symbol der Liberalisierung bekämpfte, deutlich (166:3). Mit 150 zu19
Stimmen abgelehnt wurde auch ein Rückweisungsantrag Nordmann (sp, VD), der
anstelle dieses Gesetzes eine Vereinheitlichung der kantonalen Vorschriften über die
Gewerbe- und Berufsausübung wünschte. In der Detailberatung setzte sich die von der
Kommissionsmehrheit unterstützte Fassung des Bundesrats weitgehend durch. Die in
den letzten Jahren in vielen Kantonen erfolgte Liberalisierung im Gastgewerbe (u.a.
Abschaffung der kantonalen Wirteprüfung) führte jedoch zu einer Gegenreaktion im
Parlament. Der Nationalrat lehnte zwar in erster Lesung die Aufnahme von besonderen
Ausbildungserfordernissen für Wirte ins Binnenmarktgesetz noch ebenso ab wie eine in
die gleiche Richtung zielende Motion. Im Ständerat war Eintreten unbestritten. In der
Detailberatung nahm die kleine Kammer aber eine Schutzbestimmung für das
Gastgewerbe auf. Sie hielt im Lebensmittelgesetz fest, dass der Bundesrat für
Personen, die regelmässig Speisen und Getränke zum sofortigen Verzehr anbieten (d.h.
Beschäftigte in Restaurants und an Imbissständen), minimale Ausbildungsvorschriften
bezüglich Hygienekenntnisse erlassen kann. Eine derartige Vorschrift hatten auch die
kantonalen Lebensmittelchemiker gefordert. Im Differenzbereinigungsverfahren
stimmte auch der Nationalrat diesem Passus zu. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 16.12.2005
HANS HIRTER

Infrastructure et environnement

Energie

Energie

Nachdem in einem ersten Schritt im Jahr 2007 der Strommarkt für Grosskunden mit
einem Verbrauch von über 100 Kilowattstunden liberalisiert worden war, sollte mit der
von der UREK-NR eingereichten Motion nun die zweite Öffnungsetappe für
Kleinkunden folgen. Die Mehrheit der Kommission erhoffte sich von der Liberalisierung
die Schaffung von mehr Anreizen zu technischem Fortschritt und zu Effizienzgewinn
sowie eine Verringerung der ungleichen Lastenverteilung zwischen gebundenen und
ungebundenen Endkunden. Letzteres Argument nahm auch der die Kommission im Rat
vertretende Christian Wasserfallen (fdp, BE) auf: Mit der Motion sollten für alle «gleich
lange Spiesse» geschaffen werden, denn es bestehe derzeit ein grosses
Ungleichgewicht auf dem Markt, da nicht alle Haushalte und KMU gleich viel für den
Strom bezahlen müssten und die Schweiz aufgrund unterschiedlicher Regelungen
einem «Flickenteppich» ähnlich sehe. Der zweite Schritt der Liberalisierung sei zudem
nötig, damit die Schweiz ein Stromabkommen mit der EU abschliessen könne.
Schliesslich könnten gemäss Wasserfallen erneuerbare Energien auf einem nicht
liberalisierten Markt gar nicht überleben, was der Energiestrategie 2050 widerspräche.
Auch Pierre-André Page (svp, FR) unterstützte Wasserfallen und fügte an, dass die
Konsumenten durch diesen Schritt mehr Flexibilität hätten, aus mehr attraktiven
Produkten auswählen und ihren Konsum so auch anpassen könnten.
Ganz anderer Meinung war SP-Fraktionschef Roger Nordmann – seine Minderheit hatte
die Ablehnung der Motion beantragt. In der Ratsrede sprach er von einer Illusion der
alles regelnden Marktmacht und warnte erstens davor, dass die Kunden durch die
geplante Liberalisierung keinen Rappen sparen würden, da die Produzenten bei mehr
Wettbewerb auf Werbung setzen würden, was die Endpreise wieder in die Höhe triebe.
Zweitens würde das Ziel der Förderung von erneuerbaren Energien entgegen der
Meinung Wasserfallens auch mit einer «ruckartigen Liberalisierung»  verfehlt, da die
Stromproduzenten dadurch wie Axpo und Alpiq in Schwierigkeiten gerieten und die
Schweiz von billigem ausländischem Kohlestrom überschwemmt würde. Betreffend das
Abkommen mit der EU und der damit verbundenen Versorgungssicherheit sah
Nordmann zwar die Notwendigkeit der Liberalisierung, das heisse jedoch nicht, dass
man den Markt den Marktkräften überlassen müsse, betonte er.  Stattdessen bedürfe
der Strommarkt staatlicher Korrektur- und Unterstützungsmassnahmen.

MOTION
DATE: 08.03.2018
MARCO ACKERMANN
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Für Gesprächsstoff sorgte in der Ratsdebatte vor allem auch der Motionstext selber.
Grundsätzlich befürworteten die im Rat sprechenden Parlamentarierinnen und
Parlamentarier die Liberalisierung, jedoch stritten sie um die Art und Weise wie diese
erfolgen sollte. Christian Imark (svp, SO) widersprach Roger Nordmann, dass niemand
von einer bedingungslosen Liberalisierung spreche, wie jener dies anprangere.
Nordmann las daraufhin den Gesetzestext vor und kritisierte, dass nirgends von
Leitplanken, einem EU-Abkommen oder von Investitionen in erneuerbare Energien
gesprochen werde. Zustimmen würde er erst, wenn diese Punkte auch geregelt seien.
Daraufhin meldete sich Bundesrätin Doris Leuthard zu Wort und beteuerte, dass die
Liberalisierung selbstverständlich von flankierenden Massnahmen begleitet werden
müsse. Eine Liberalisierung bringe vor allem Produktinnovationen, neue
Geschäftsmodelle, beseitige Preisdifferenzen auf den Strombeschaffungskosten und
sei deshalb auch konsumentenfreundlich. Bezüglich der Wahlfreiheit des
Stromanbieters konkretisierte Leuthard die Vorstellungen des Bundesrates, wonach der
Wechsel – wie bei der Krankenkasse – einmal jährlich möglich sein solle. Sie bat die
grosse Kammer zur Annahme der Motion. Dieser Bitte und der Empfehlung der
Mehrheit der UREK folgten 130 Nationalrätinnen und Nationalräte, 44 Gegenstimmen
gingen aus der SP- und der Grünen-Fraktion ein. 8 Personen enthielten sich der
Stimme. 2

1) AB NR, 2005, S. 872 ff., 1620 ff., 1785 und 2000; AB SR, 2005, S. 753 ff., 1048 ff. und 1221; BBl, 2005, S. 7461 ff.; LT und TA,
28.9.05 sowie Bund, 2.12.05.; NZZ, 22.3.05.; Lit. Chambrier.
2) AB NR, 2018, S.304 ff.; AZ, BaZ, SGT, TA, 9.3.18
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